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Kaffeekrise ohne Zukunftsperspektive

Nicolás González, ein kleiner Kaffeebauer aus Chia-
pas, hat dieses Jahr rund 1800 mexikanische Pesos aus
dem Verkauf des Kaffees erwirtschaftet, den er auf seiner
Parzelle von einer Hektar Grösse anbaute. Bevor der Kaf-
feepreis so extrem gesunken ist, hat er dafür jeweils das
doppelte bekommen. Jetzt muss er seine Familie bis zur
nächsten Ernte mit 5 Pesos täglich über die Runden brin-
gen. (1 US-$ = 9.1 mexikanische Pesos)

Ein Kilo gerösteter und gemahlener Kaffee kostet im
Detailhandel in Mexiko Stadt zwischen 80 und 100 Pesos.
Nicolás bekommt auf dem Kaffeemarkt für ein Kilo Kaf-
feebohnen rund 6 Pesos. Aus einem Kilo Kaffee ergeben
sich gut 90 Tassen Kaffee. Eine Tasse servierten Kaffees
kostet in einer noblen Cafeteria in der Hauptstadt etwa 9
Pesos.

Dieses Jahr war für González und die rund 250'000
KaffeeproduzentInnen in Mexiko fatal. Niemand blieb ver-
schont, es traf alle: Die kleinen und die grossen Fincas,
indigene BäuerInnen und deutschstämmige Grossgrund-
besitzerInnen, unabhängig davon, ob sie in den Bergen oder
in den Ebenen anbauten. Die Kaffeepreise an der Börse in
New York sind im Moment unter 60 US-$ pro Zentner,
halb soviel wie noch vor kurzem.

Die Gewinner
Während Jahren existierte ein Abkommen zwischen

den in der Internationalen Kaffeeorganisation (OIC) zu-
sammengeschlossenen kaffeeproduzierenden und -konsu-
mierenden Ländern. Mit dem Abkommen wurde ein Aus-
gleich zwischen Angebot und Nachfrage geschaffen. Auf
diese Weise hatten die ProduzentInnen ein gesichertes Ein-
kommen und dafür wurde der Markt nicht überschwemmt
mit schlechtem Kaffee, den niemand will und der nur die
allgemeine Qualität verschlechtern würde.

1989, mitten in der neoliberalen Euphorie, wurde die-
ses Abkommen von einigen Staaten aufgekündigt. Seither
ist der Kaffeepreis willkürlichen Schwankungen ausgesetzt.
Die einzigen, die dabei gewinnen, sind die grossen Han-
delsunternehmen sowie diejenigen, die an der Londoner
und New Yorker Börse spekulieren. Für die Kaffeebäue-
rInnen ist der freie Markt kein gutes Geschäft.

Seit zwei Jahren sind die Preise ständig am Sin-
ken, die Kaffeeindustrie befindet sich in einer grösse-
ren Krise als 1992/93, den Jahren, die dem zapatisti-
schen Aufstand vorausgingen. Die damalige Krise wur-
de als 'vorübergehend' eingeschätzt, in der heutigen gibt
es keine Anzeichen dafür, dass die Preise in absehbarer
Zeit wieder steigen.

Der Einkommensrückgang der ProduzentInnen hat
aber auch die KonsumentInnen nicht begünstigt, wie
dies hätte angenommen werden können. Laut Daten
der OIC, ist der durchschnittliche Kaffeepreis im De-
tailhandel nur um ca. 15% gesunken. In den Vereinig-
ten Staaten - wo jährlich rund 10 Millionen Kilo Kaffee
konsumiert werden - sogar noch weniger. Wenn also
das 'Rohmaterial' immer billiger gehandelt wird, die Kaf-
feetrinkerInnen aber auch nicht viel günstiger davon-
kommen, muss irgend jemand anders daran verdienen
- und zwar sehr viel.

Nestlé, einer der Hauptabnehmer auf dem Kaffee-
Weltmarkt, hatte im Februar 2001eine Umsatzverbes-
serung von 20% zu vermelden. Starbucks, eine der
grössten Cafeteria-Ketten der Vereinigten Staaten und
in Teilen Kanadas, verzeichnete in den ersten drei Mo-
naten dieses Jahres eine Gewinnsteigerung von 41 %.
Ähnlich geht es grossen Handelsunternehmen wie z.B.
Phillip Morris. Die ProduzentInnen erhalten rund 8 Mil-
liarden US-$ von einem Geschäft das 50 Milliarden US-
$ generiert - weniger als den sechsten Teil davon.

Überproduktion
Der Weltmarkt für Kaffee ist mehr als gesättigt.

Rund 9 Millionen der insgesamt 115 Millionen Säcke
Kaffee, die weltweit geerntet werden, sind überschüs-
sig, die Produktion steigt schneller als der Konsum.
Allein in den kaffeekonsumierenden Ländern steht ein
Vorrat von ca. 18 Millionen Säcke in Lagern herum.

Die Produktionssteigerung ist kein ungewollter Zu-
fall. Sie wurde von den multinationalen Organisationen
und den Wirtschaftsmächten wissentlich vorangetrie-
ben und von den armen Ländern akzeptiert, welche

Immer wieder haben wir im ¡Fijáte! kleinere Meldung über die Situation der KaffeebäuerInnen und über die
fallenden Kaffeepreise veröffentlicht. Meist war der Grundtenor dieser Meldungen "es ist so schlimm wie noch nie".
Wir möchten mit dem folgenden Artikel von Luis Hernández Navarro einen Blick hinter die Tagesmeldungen von
sinkenden Preisen und entlassenen ArbeiterInnen werfen. Er erschien Mitte Juni in der mexikanischen Tageszeitung
La Jornada. Zwar beziehen sich die erwähnten Beispiele auf die Situation in Mexiko, doch könnten sie gerade so gut
aus Guatemala stammen.
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auf die Devisen angewiesen sind, um
ihre Kreditschulden zurückzubezah-
len.

Eine zentrale Rolle in dieser Kri-
se spielt Vietnam. Erst seit zehn Jah-
ren wird in Vietnam Kaffee angebaut,
innerhalb kurzer Zeit konnte die Pro-
duktion von 5 Millionen auf 13 Millio-
nen Säcke gesteigert werden und heu-
te ist es der zweitgrösste Kaffeeex-
porteur der Welt. Das "Wunder von
Vietnam" ist das Ergebnis von Förde-
rungsprogrammen der Weltbank und
Frankreichs sowie geringen Produk-
tionskosten (niedrige Löhne und
staatseigenes Land).

Laut Oxfam ist die Produktions-
steigerung auch ein Resultat der Pro-
gramme der Vereinten Nationen in Ko-
lumbien und Bolivien, mit denen die
BäuerInnen dazu gebracht werden
sollen, vom Coca- auf den Kaffeean-
bau umzusteigen. Auch Angola bekam
von der OIC beachtliche Kredite, um
den Kaffeeanbau zu fördern. Kurio-
serweise wird keine dieser Aktionen,
deren Ziel es ist, die Produktion anzu-
kurbeln, von auch nur einer Massnah-
me begleitet, um den Kaffeekonsum
zu steigern, damit die Sache wieder
etwas ins Gleichgewicht kommt.

Das weltweite Überangebot war
die Grundlage, aus der die produzie-
renden Länder vorschlugen, 20% des
Kaffees auf dem Weltmarkt zurück-
zubehalten und die schlechtere Quali-
tät zu zerstören, um so die Preise wie-
der ansteigen zu lassen. Als diese
Massnahmen diskutiert und im Juni
letzten Jahres durchgeführt wurden,
betrug der Kaffeepreis noch 95 US-$
pro Sack. Heute ist er trotz allem auf
60 US-$ heruntergefallen.

Dies hat verschiedene Gründe:
Laut der Vereinigung der kaffeepro-
duzierenden Länder, (APPC), war die
Ernte grösser als ursprünglich kalku-
liert und nicht alle Länder führten die
ausgehandelte Massnahme durch.
Daran gehalten haben sich unter an-
derem El Salvador, Guatemala, die El-
fenbeinküste, Indien und Uganda und
teilweise Mexiko. Mexiko hat bis heute
nur 74 Tausend Säcke zurückgehal-
ten, das sind 13% von dem, was das
Land versprochen hatte. Als Argument
bringt Mexiko vor, dass die landes-
weite Produktion im letzten Jahr ge-
ringer war als erwartet.

Für Alfonso Carreón, der als Be-
rater verschiedener kleiner und mitt-
lerer Kooperativen im Norden von
Chiapas arbeitet, gilt dieses Argument
nicht. Die internationale Gemeinde
habe schon lange das Vertrauen in Me-
xiko verloren, das für sein Nicht-Ein-
halten von Abkommen bekannt sei,

30% ihres Einkommens.
In den kaffeeproduzierenden Ge-

meinden sind die Leute aufgebracht,
traurig und verzweifelt. Die familiä-
ren Situationen sind prekär, die Orga-
nisationen am Auseinanderfallen oder
in grossen finanziellen Schwierigkei-
ten. Die einzigen, die in diesen Ge-
meinden von der Situation profitieren,
sind die coyotes, Menschen, die für
teures Geld die illegale Einreise nach
(in diesem Fall) den Vereinigten Staa-
ten organisieren. In gewissen kaffee-
produzierenden Gemeinden sind bis zu
70% der EinwohnerInnen in die USA
ausgewandert. Etwas anderes anzu-
pflanzen lohnt sich für sie nicht, auch
die Preise für Orangen und Mandari-
nen sind auf dem Weltmarkt schlecht.

Meist sind es die Männer, die ge-
hen, die Frauen und Kinder bleiben zu-
rück und kümmern sich um Haus und
Hof. Oftmals mieten die Exilierenden
einer Gemeinde zusammen einen Last-
wagen, der sie alle an die Grenze fah-
ren soll. Ein Autobusunternehmen in
Oaxaca offeriert bereits direkte Rei-
sen ohne Halt nach Ciudad Juárez,  ei-
ner mexikanischen Grenzstadt zu den
USA. Als Folge dieser Migrationsbe-
wegung wird auch eine allgemeine Zu-
nahme der Kriminalität und vermehr-
te Überfälle auf den Strassen festge-
stellt.

Die Abwanderung hat auch die
Landpreise sinken lassen, unterdessen
werden bearbeitete Parzellen von 10
Hektaren für 50'000 Pesos gehandelt.

Die Regierung Fox hat formal die
Forderungen der nationalen Organisa-
tionen anerkannt: Restrukturierung
des Mexikanischen Kaffeerates, finan-
zielle Unterstützung für die Ernte, Neu-
regelung der Besteuerung, um die Ver-
marktung des Kaffees zu verbessern,
Qualitäts- statt Quantitätsverbesse-
rung und die Einführung eines Stabi-
lisierungsfonds. Bisher hat die Regie-
rung ihre Versprechen jedoch nicht ein-
gehalten.

Düstere Aussichten
So sehen denn auch die Zukunfts-

aussichten für die mexikanischen Kaf-
feebäuerInnen nicht gut aus. Im näch-
sten Haushaltsjahr will die Regierung
ihre Unterstützungsbeiträge für die
KaffeeproduzentInnen um 30% kür-
zen. Ein Zeichen dafür, dass die neue
Administration keine Bereitschaft zeigt
für die Lösung der Probleme, mit de-
nen sie konfrontiert ist.

Es darf dabei nicht vergessen
werden, dass der eigentliche Schlüs-
sel zur Verbesserung der Situation auf
internationalem Terrain zu suchen ist.

meinte er. Wolle das Land endlich sei-
nen Ruf retten und etwas zur Verbes-
serung der Kaffeepreise beitragen,
müsse es sich an das Abkommen hal-
ten.

Nationale Mechanismen
Im vergangenen Jahr haben die

mexikanischen KaffeeproduzentInnen
verschiedene Protestaktionen unter-
nommen. In verschiedenen Städten
wurden die Büros des Landwirt-
schaftssekretariats besetzt und gefor-
dert, die Unterstützungsbeiträge an
KaffeeproduzentInnen zu erhöhen. In
jüngster Zeit beschränken sich die Ak-
tionen jedoch auf Demonstrationen
und Meetings.

Mit der neuen Regierung wurde
für dieses Jahr ein Unterstützungsbei-
trag von 750 Pesos pro Hektar ange-
pflanzten Kaffees ausgemacht, höch-
stens aber 3'750 Pesos pro Produzen-
tIn. Mit dieser Unterstützung konn-
ten gerade mal 12% der Verluste der
ProduzentInnen gedeckt werden.

Der mangelnde Wille der mexi-
kanischen Regierung wird die weite-
re Durchführung solcher Unterstüt-
zungsprogramme behindern. Ausser-
dem sprechen organisierte Produzen-
tInnen davon, dass ein Teil dieser Bei-
träge der Korruption zum Opfer falle.
Verschiedene Teilstaaten führten Li-
sten mit doppelt so vielen Namen dar-
auf als überhaupt kaffeeproduzieren-
de BäuerInnen  in der Region wohn-
ten. Das Geld kam den regionalen
Behörden gerade recht, war es doch
die Zeit des Wahlkampfes. In Chiapas
wurden auch verschiedene Funktio-
näre des Landwirtschaftsministeriums
beim Verteilen der Unterstützungsgel-
der entführt.

Auf der mexikanischen Landkarte
sind die Gebiete mit der höchsten Ar-
mut identisch mit denjenigen des Kaf-
feeanbaus und denjenigen der prote-
stierenden BäuerInnen und des be-
waffneten Widerstandes.

Das Unglück kommt Schlag
auf Schlag

Die Korruption bei der Verteilung
der Unterstützungsbeiträge bekamen
am meisten die KaffeebäuerInnen in
Chiapas zu spüren. Dort wurden ins-
gesamt gerade noch 340 Pesos pro
ProduzentIn und Hektar ausbezahlt,
anstatt der versprochenen 750 Pesos.

Die Aufwertung des Pesos war
für die ProduzentInnen auch von
Nachteil. Die Kosten für Transporte,
Düngemittel, TaglöhnerInnen sind im
Verhältnis mehr gestiegen als der Peso
aufgewertet wurde. Dadurch verlie-
ren die ProduzentInnen rund weitere
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Doch Mexiko ist an der heutigen Si-
tuation nicht unschuldig: Einerseits hat
es den Vorschlag zur Zerstörung ei-
nes Teils der Ernte unterstützt und
andererseits hat es sich nicht an diese
Abmachung gehalten.

Gleichzeitig nimmt der Unmut der
ProduzentInnen zu. Ende April hat dis-

kutierte der Regionale Kaffeerat die
Durchführung eines Streiks. Diese
Idee wird nun in den Gemeinden und
Ejidos analysiert und besprochen.

"Müssen wir jetzt auch beginnen,
anderes zu pflanzen, um die Wichtig-
keit des Kaffees zu in Erinnerung zu
rufen?" fragte sich ein Kaffeebauer aus

Guerrero, als er von den Programmen
für die Coca-BäuerInnen in Bolivien
und Kolumbien hörte. "Wie viele Tote
muss es beim Durchqueren der us-
amerikanischen Grenzwüsten noch
geben, damit die Situation der mexi-
kanischen Kaffeebauern ernst genom-
men wird?", fragte sich ein anderer.

Kaffeepreis erneut gesunken
Guatemala, 7. Aug. Der Kaffee-

preis hat an der Börse in New York
mit 49.70 US-$ pro Zentner eine neu-
en Tiefpunkt erreicht. Laut Gerardo
de Léon, Verkaufsleiter der Vereini-
gung der kaffeeproduzierenden Ko-
operativen in Guatemala (FEDECO-
CAGUA), ist daran der heisse Som-
mer in den USA, die Überproduktion
in Brasilien und Vietnam sowie die
Ankündigung Kolumbiens, den Rück-
haltevertrag aufzukünden, schuld.

Für Juan José Carlos, Vizepräsi-
dent der Nationalen Kaffeevereinigung
(ANACAFE), ist der "psychologische
Schmerzpunkt" erreicht. Die ANACA-
FE versteht sich als Vermittlerorgani-
sation zwischen den Kaffeeproduzen-
tInnen und der guatemaltekischen Re-
gierung.

Schon seit Monaten diskutiert die
guatemaltekische Regierung die Grün-
dung eines Fonds, aus dem die Kaf-
feebäuerInnen mit rückzahlbaren Kre-
diten unterstützt werden sollen.

Anlässlich der jüngsten Budget-

erhöhung vom 25. Juli, wurden dem
Landwirtschaftsministerium 979 Mil-
lionen Quetzales (rund 122 Mio. US-
$) zugesprochen, wovon 800 Millio-
nen für die Unterstützung der Kaffee-
produzentInnen verwendet werden
sollen. Weitere 355 Millionen erhielt
das Innenministerium für den Ausbau
der Polizeiakademie, zur Verbesserung
des Gefängniswesens und für die Ge-
neraldirektion der Zivilen Nationalpo-
lizei.

Ebenso wie in Mexiko soll mit
diesem Fonds der Anreiz für die Kaf-
feebäuerInnen erhöht werden, ihre
Produktion umzustellen. Und wie in
Mexiko sind die Preise der landwirt-
schaftlichen Exportprodukte (z.B. Ge-
müse) ebenso niedrig wie derjenige
des Kaffees. Dagegen protestierten
kürzlich BäuerInnen in Panzos, die
mehrere Tausend Kilo Erbsen auf die
Strasse warfen, weil die Exportfirma
ihnen lächerliche 7 Quetzales (weni-
ger als 1 US-$) pro Zentner geernte-
ter Erbsen bezahlen wollte.

Obwohl diese 800 Millionen
Quetzales 39% der gesamten Budget-
erhöhung ausmachen, gab die ANA-
CAFE bekannt, dass sie ihre Rolle als
Mediatorin zwischen Regierung und
ProduzentInnen nicht mehr weiter
übernehme. Begründet wurde dieser
Rückzug damit, dass das Finanzie-
rungsmodell, das die ANACAFE an-
lässlich einer ausserordentlichen Ge-
neralversammlung verabschiedet hat-
te, von der Regierung nicht berück-
sichtigt wurde. Ausserdem entsprä-
chen die Unterstützungsbeiträge von
umgerechnet 102 Millionen US-$ nicht
der ursprünglich ausgemachten Sum-
me von 150 Millionen. Dieser Betrag
werde der prekären Situation auf dem
Kaffeemarkt nicht gerecht.

"Deshalb übernimmt ANACAFE
keinerlei Verantwortung für das wei-
tere Vorgehen und für die Rückzah-
lungsbedingungen dieses Regierungs-
kredites an die Kaffeeproduzenten,"
hiess es in einer Presseerklärung von
ANACAFE.
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Erzbischof lädt zum Dialog ein
Guatemala, 9. Aug. Angesichts der

herrschenden Konfrontation und Pola-
risierung des politischen Klimas, lud Erz-
bischof Rodolfo Quezada Toruño die
Regierung und Sektoren der Zivilgesell-
schaft zu einem Versöhnungsdialog ein.
Ohne es geplant zu haben, finde dieses
Treffen in einem entscheidenden politi-
schen Moment statt, erklärte Quezada
Toruño. Ein solches Treffen sei von der
katholischen Kirche seit Januar in Pla-
nung und habe nichts mit ihm als Per-
son und nichts mit dem im Moment dis-
kutierten "Nationalen Dialog" zu tun.

Entsprechend ginge es auch nicht
in erster Linie darum,  die aktuellen Pro-
bleme des Landes zu diskutieren, son-
dern es müssten die Themen angespro-
chen werden, die seit langem ungelöst
seien und einen grossen Einfluss auf die
heutige Situation hätten, präzisierte Que-
zada Toruño. Im Dokument, das im Vor-
feld des Treffens veröffentlicht wurde,
heisst es: "Guatemala hat sich seit der
Friedensunterzeichnung durch eine in-

humane Gesellschaft ausgewiesen, die
zu immer polarisierteren Ausdruckswei-
sen neigt. Das Vertrauen in den Staat
nimmt täglich ab und die Umsetzung der
Friedensabkommen rückt in immer wei-
tere Ferne."

Als ein erstes Resultat des Tref-
fens, an dem Gabriel Aguilar vom Frie-
denssekretariat als Vertreter der Regie-
rung teilgenommen hatte, wurde das "Fo-
rum der nationalen Versöhnung" ge-
gründet. Die Aufgabe des Forum ist es,
die Grundlagen auszuarbeiten für einen
"Umfassenden Dialog zwischen der Re-
gierung und der Zivilgesellschaft".

Auch das "Forum Guatemala" rief
in diesen Tagen zu einem Nationalen
Dialog auf. Diesem Forum gehören die
Rektoren der Universität San Carlos
(USAC) und Rafael Landívar an, der Un-
ternehmerverband CACIF, die Studen-
tInnenvereinigung AEU und die Gewerk-
schaftszentrale CGTG, die guatemalte-
kische Bischofskonferenz sowie diver-
se Volksorganisationen und Institute.



Seite 4 ¡Fijáte! No. 242

multis als mittelgross, aber im Wachs-
tum begriffen und ist mitbeteiligt an gros-
sen Transnationalen wie der Shell, Elf
Aquitaine, Amoco, Totalfina und der
British Petroleum.

Somit hat die Basic zum vierten Mal
innerhalb von vier Jahren die Besitzerin
gewechselt, diesmal zu einem rund 30%
niedrigeren Preis als noch 1997. Am we-
nigsten daran verdient hat wohl Guate-
mala und gar nichts die BäuerInnen, auf
deren Land die lecken Leitungen aus-
laufen, die Ernte zerstören und das Trink-
wasser verseuchen. Ob sich Perenco
dieser Verantwortung bewusst ist und
sie wahrnimmt, wird sich zeigen.

kaufe die Basic, da sie in "grössere Ge-
schäfte" einsteigen wolle.

Ende 2000 verbuchte die Basic Öl-
reserven von 58 Millionen Barrel. Heute
fördert sie täglich 20 Tausend Barrel, wo-
bei fast alles aus der Förderstation Xan
stammt, die im Biotop der Laguna del
Tigre liegt und die wegen ihren Lecks
immer wieder im Licht der öffentlichen
Kritik steht.

Die Perenco hat ihre Niederlassun-
gen in Paris, London und den Bahamas.
Ihre Ölbohrungen führt sie in Kamerun,
Kolumbien, der Republik Kongo, Gabon,
der Türkei, Grossbritanien, den USA und
Venezuela durch. Sie gilt unter den Öl-

Guatemala, 3. Aug. Nach sechsmo-
natiger Verhandlung wurde der Ölpro-
duzenten Nr. 1 in Guatemala, die  Basic
Resources, für 120 Millionen US-$ ver-
kauft. Die Transaktion verlief zwischen
der bisherigen, us-amerikanischen Be-
sitzerin Anadarko Petroleum und der
französisch-englischen Perenco.

Laut Informationen der Anadarko
hat die Käuferin die Verantwortung für
sämtliche Operationen der Basic über-
nommen. Dazu gehören diverse Förder-
stationen, ein Pipeline-System von 295
km Länge, eine Asphalt-Raffinerie und
verschiedene Deponien. Die offizielle
Version von Anadarko lautet, sie ver-

Basic Resources in europäischen Händen

Mehrwertsteuererhöhung: Demokratie auf die Probe gestellt
Guatemala, 18. Aug. Seit der Gross-

demonstration vom 1. August und dem
repressiven Einsatz der Polizei und des
Militärs gegen die Bevölkerung, sind im
ganzen Land die Proteste gegen die Er-
höhung der Mehrwertsteuer von 10%
auf 12% weitergegangen. Die Proteste
finden auf zwei Ebenen statt, auf der Str-
asse und vor Gericht:

Im Petén, in Huehuetenango, Quet-
zaltenango, Salamá, Retalhuleu, San
Marcos und anderen Städten fanden im
Verlauf der letzten zwei Wochen Demon-
strationen statt, organisiert von den lo-
kalen Volks-, Gewerkschafts- und Stu-
dentInnenorganisationen.

Auf juristischer Ebene wurden ins-
gesamt vier Beschwerden beim Verfas-
sungsgericht eingereicht, die aus je un-
terschiedlichen Gründen die Annullie-
rung der Mehrwertsteuererhöhung for-
dern. Das Zentrum zur Verteidigung der
Verfassung (CEDECON) begründet sei-
ne Beschwerde damit, dass 22 Abgeord-
nete der FRG in ein Verfahren involviert
seien, weshalb ihre Stimmabgabe im
Kongress nicht rechtsgültig sei.

Ein weiterer Rekurs reichte diejeni-
ge Gruppe ein, die in den Wochen vor
dem Kongressentscheid jeweils am Frei-
tag die Protestaktionen gegen die Mehr-
wertsteuererhöhung organisierten. Ihre
Begründung ist, dass politische Ent-
scheide mit dermassen weitgehenden
Konsequenzen, laut Verfassung einem
Volksentscheid unterstellt werde müs-
sen.

Die Splitterpartei Union der natio-
nalen Hoffnung (UNE) begründete ei-
nen Gesetzesvorschlag zur Ausserkraft-
setzung der Mehrwertsteuererhöhung
damit, dass die Bevölkerung nicht in der
finanziellen Lage sei, eine solche Erhö-
hung zu verkraften.

Ähnlich begründen die ArbeiterIn-

nenvereinigung UGT und die Studen-
tInnenvereinigung AEU ihre gemeinsam
eingereichte Beschwerde. Sie unterstütz-
ten ihre Aktion mit einem Hungerstreik,
den eine Gruppe von StudentInnen und
GewerkschafterInnen während zehn Ta-
gen vor dem Gebäude des Verfassungs-
gerichts durchführte. Während dieser
Zeit sammelten sie über 30'000 Unter-
schriften von Leuten, die ihren Protest
und ihre Forderungen unterstützen.

Nun konzentriert sich natürlich die
öffentliche Aufmerksamkeit auf das Ver-
fassungsgericht. Wie wird es entschei-
den? Was geschieht, wenn es gegen die
FRG entscheidet und die Erhöhung der
Mehrwertsteuer als nicht verfassungs-
konform erklärt?

Die ersten Reaktionen des Verfas-
sungsgerichts auf den Druck der Orga-
nisationen zeugen nicht gerade von
Weisheit und Überlegenheit: Verschie-
denen Organisationen und Einzelperso-
nen, wie z. B. der Gruppe gegenseitiger
Hilfe (GAM) oder dem Politiker Alvaro
Colóm, wurde es verwehrt, sich den ein-
gereichten Beschwerden anzuschlies-
sen, mit der Begründung, diese Form von
Mehrfachbeschwerden sei in der Verfas-
sung nicht vorgesehen.

Auf den Hungerstreik, der vor ih-
ren Türen stattfand, reagierte das Ver-
fassungsgericht in einem scharfen Ton.
Anlässlich einer Pressekonferenz erklär-
te der Präsident des Gerichts, Rodolfo
Rohrmoser, das Verfassungsgericht las-
se sich nicht erpressen. Er ging sogar
soweit zu sagen, der Hungerstreik sei
erbärmlich, respektlos und illegal. "Die
Aufgabe des Verfassungsgerichts ist die
Verteidigung und Durchsetzung der Ver-
fassung. Diese Aufgabe darf weder be-
droht noch gestört werden", hiess es in
der Erklärung, die Rohrmoser der Presse
vorlas.

Damit begab er sich auf ein heisses
Terrain, ist es doch in anderen Situatio-
nen genau die Aufgabe des Verfas-
sungsgerichts, das Recht der Bevölke-
rung auf gewaltfreien Protest und das
Recht auf freie Meinungsäusserung zu
verteidigen.

Seinen ersten Entscheid in Sachen
Mehrwertsteuererhöhung fällte das Ver-
fassungsgericht am 15. August: Es be-
schloss KEINE provisorische Aufhe-
bung der Erhöhung, solange die Be-
schwerden vor Gericht behandelt wer-
den, wie das die UGT und die AEU ge-
fordert hatten. Die beiden Organisatio-
nen bezeichneten den Entscheid als po-
litisch beeinflusst und als Zeichen der
Abhängigkeit des Gerichts von der FRG.
Sie fordern eine öffentliche Verhand-
lung, bei der sie ihre Argumente vorle-
gen können, was vom Gericht akzeptiert
wurde. Das Datum für diese Verhand-
lung steht noch aus.

Es sieht alles danach aus, dass es
eine langwierige und komplizierte Ver-
handlung geben wird. Doch ein wichti-
ger Entscheid - und dieser richtet sich
klar gegen das guatemaltekische Volk -
wurde bereits gefällt. Die Erhöhung der
Mehrwertsteuer bleibt in Kraft, ist also
Tatsache und definiert einen neuen Sta-
tus Quo, an den sich die Bevölkerung
zu gewöhnen hat: Höhere Preise für
Grundnahrungsmittel, höhere Trans-
portkosten und generell höhere Lebens-
kosten.

Und, eine weitere Lehre, die aus
dieser Geschichte gezogen werden kann:
Demokratie bedeutet noch lange nicht,
dass die Meinung des Volkes ernstge-
nommen wird, und falls diese Meinung
zu stark ausgedrückt wird, sind schnell
die altbekannten repressiven Kräfte zur
Hand, um  "Recht und Ordnung" wieder
herzustellen.
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densabkommen definierte auch die
FGER ihre Arbeit neu.  Seit 1997 konzen-
triert sie sich auf die Ausbildung und
Professionalisierung des Personals der
Lokalradios, aber auch auf die techni-
sche Verbesserung der Studios und Sen-
der. Immer noch versteht sie sich als Ko-
ordinations- und Austauschstelle, nicht
nur der Lokalradios in Guatemala, son-
dern auf kontinentaler Ebene. Ein weite-
rer Schwerpunkt der Arbeit liegt auf dem
interkulturellen Austausch und der För-
derung und Verteidigung indigener Kul-
tur und Werte.

So hiess denn auch das Seminar,
das die FGER anlässlich ihres Jubiläums
organisierte: "Indigene Völker und so-
ziale Medien". Dabei wurde die Wich-
tigkeit betont, der indigenen Bevölke-
rung, speziell auch den Frauen, den Zu-
gang zu eigenen Medien und einer eige-
nen Art von Berichterstattung zu ermög-
lichen. Eine weitere Schlussfolgerung
war, dass die Umsetzung des Abkom-
mens über Identität und Rechte der in-
digenen Bevölkerung, in dem genau die-
ses Recht verbrieft ist, zu wünschen
übrig lässt.

Das ¡Fijáte!-Team gratuliert CERI-
GUA und FGER ganz herzlich zu ihren
Jubiläen und weist darauf hin, dass auch
wir in einem Monat ins achte Produkti-
onsjahr einsteigen!

bleme, Drohungen und Überfälle auf die
Büros und die Diskreditierung ihrer Be-
richterstattung stellten oft das Weiter-
führen der Arbeit in Frage. Doch Ala-
milla betont: "All dies hat uns nur darin
bestärkt, weiterzumachen. Eine neue
Herausforderung stellt heute die Globa-
lisierung dar und auch der werden wir
uns stellen. Unser Ziel ist die Demokra-
tisierung und die Pluralität der Medien,
zwei wichtige Fundamente für den Auf-
bau einer neuen Nation".

Genau doppelt so alt wie CERIGUA
wurde einen Tag später, am 9. August,
der Verband guatemaltekischer Radio-
schulen (FGER). Die FGER wurde 1956
gegründet, aus der Notwendigkeit her-
aus, die verschiedenen Lokalradios im
Land zu koordinieren und ihnen techni-
sche Unterstützung zu leisten. Bei den
Mitgliedern von FGER handelt es sich
vor allem um Radios, die einen kulturel-
len und pädagogischen Ansatz verfol-
gen.

Auch die Arbeit von FGER war
nicht immer einfach: Wer zu Zeiten des
bewaffneten Konfliktes über eine lokale
Radiostation verfügte, war in den Au-
gen des Staates suspekt. MitarbeiterIn-
nen der Radios wurden bedroht, verfolgt
und in einzelnen Fällen auch umge-
bracht.

Mit der Unterzeichnung der Frie-

Guatemala, 16. Aug. Am 8. August
1883 veröffentlichte die Nachrichten-
agentur CERIGUA ihre erste Meldung
und zwar über den Staatstreich, den Ge-
neral Oscar Humberto Mejía Víctores, an
diesem Tag durchführte. Seither sind ge-
nau achtzehn Jahre vergangen und am
diesjährigen 8. August feierte die Agen-
tur ihre "Volljährigkeit", ihren 18. Ge-
burtstag.

Ileana Alamilla, seit Beginn Leite-
rin von CERIGUA, zieht Bilanz: "CERI-
GUA berichtete über in Guatemala 'ver-
botene' Themen, was dazu führte, dass
die Agentur während elf Jahren aus dem
Exil arbeiteten musste. Mit der Unter-
zeichnung des Menschenrechtsabkom-
mens und der Einsetzung von MINU-
GUA, kehrte CERIGUA nach Guatemala
zurück, um von dort aus einen Beitrag
zur Demokratisierung der Medien zu lei-
sten".

CERIGUA bezeichnet sich als eine
der wenigen alternativen Presseagentu-
ren in Lateinamerika. Seit drei Jahren
versucht CERIGUA, vermehrt die Akteu-
rInnen selber zu Wort kommen zu las-
sen. Dazu wurde ein breites Netz an Kor-
respondentInnen im ganzen Land auf-
gebaut.

In den vergangenen achtzehn Jah-
ren durchlief CERIGUA immer wieder
auch schwierige Zeiten: Finanzielle Pro-

Feliz Cumpleaños CERIGUA und FGER!

Rabin Ajau: Vom Werbeobjekt zur Feministin
Guatemala, 17. Aug. Seit 33 Jahren

wird an der Feria de Cobán, dem tradi-
tionellen Jahrmarkt, unter den schönsten
Indígenafrauen die Rabin Ajau (Toch-
ter des Königs) gewählt. Die Wahl der
Rabin Ajau war und ist aber nicht nur
für die Indígenas ein wichtiges Ereignis,
auch die jeweiligen zivilen oder militäri-
schen Staatsmänner, die Tourismusbran-
che und die Werbefachleute zogen und
ziehen ihren Nutzen aus dem Anlass.

Das traditionelle Bild der Rabin
Ajau ist das einer jeden Schönheitskö-
nigin: Schön aber etwas dümmlich. Zahl-
reiche Staatsmänner und Militärköpfe
liessen sich im Verlauf der Jahre in Co-
bán neben der Rabin Ajau abknipsen,
während sie andernorts die indigene Be-
völkerung umbringen liessen. Die Tou-
rismusindustrie verkauft(e) den Anlass
als das folkloristische "Eingeborenen-
fest" schlechthin. Die Werbebranche
weiss bekanntlich eine jede Frau zu ver-
markten...

Eine Veränderung in der Rolle der
Rabin Ajau zeichnete sich ab mit der Stär-
kung der Indígenabewegung, die ver-
suchte, der Wahl der Indígenakönigin

eine politische Komponente zu verlei-
hen. Ihre Ansprache hielt die Rabin Ajau
jeweils in Spanisch und in ihrer jeweili-
gen Mayasprache, wobei ihr jeweils vor-
gegeben war, was sie zu erzählen hatte.
Dies änderte sich: Die spanische Rede,
die von allen verstanden wurde, blieb
oberflächlich und folkloristisch wie im-
mer, die Rede in der Mayasprache je-
doch, die an die indigene Bevölkerung
gerichtet war, enthielt politische Bot-
schaften.

Nun hat eine erneute 'Radikalisie-
rung' der Rabin Ajau stattgefunden, hin
nämlich zu einem feministischen Be-
wusstsein (was sie wohl selber nicht als
solches bezeichnen würde, ist doch Be-
griff  'Feminismus' in Guatemala nach wie
vor negativ konnotiert):

Als nämlich am diesjährigen 30. Juli
die scheidende Indígenakönigin ihr 'Zep-
ter' abgab, kritisierte sie in ihrer Ab-
schiedsrede die Diskriminierung und
Kommerzialisierung der Frau und das
Verfolgen persönlicher Interessen sei-
tens des Organisationskomitees dieses
Anlasses, womit sie tosenden Applaus
erntete. Das Komitee bestätigte ihre

Worte sogleich, indem es nämlich zuerst
die falsche Frau als ihre Nachfolgerin
ausrief. Als dann die Jury aufs Podium
stieg, ihren Irrtum bekannt gab und Ma-
nuela Pop, Vertreterin des Quiché als
Gewinnerin ausrief, verweigerte diese die
Annahme der Krone. Pop solidarisierte
sich mit ihrer Vorgängerin und kritisierte
ebenfalls die Diskriminierung der Frau-
en durch das Komitee. Schliesslich wur-
de der Anlass abgebrochen und die Kro-
ne und das Zepter der lokalen Polizei in
Gewahrsam gegeben.

Die Ex-Rabin Ajau und einige Teil-
nehmerinnen des diesjährigen Wettbe-
werbes forderten an einer gemeinsamen
Pressekonferenz die Schaffung einer
Kommission zur Förderung der Kultur
der indigenen Frauen. Die Menschen-
rechtsombudsstelle, die Stelle für die
Rechte der indigenen Frauen und MI-
NUGUA wurden aufgefordert, ihren Be-
schwerden nachzugehen.

Die wenige Tage später neu ge-
wählte, lokale Indígenakönigin von So-
lolá nahm das Thema auf und verkünde-
te, ihre Position dazu einzusetzen, Pro-
jekte indigener Frauen zu unterstützen.
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Wer hat Lust, am Projekt
¡Fijáte! mitzuarbeiten?

Die Redaktion des ¡Fijáte!
sucht ab sofort oder auf Ver-
einbarung eine redaktionel-
le MitarbeiterIn.

Mehr Infos dazu bei:
Barbara Müller,
 ++41 (0)1 241 44 43
Christian Hagmann,
 ++49 (0)7738 59 01
oder:
barbara-m@bluewin.ch

Effizienz des Institut für Gemeindeförderung in Frage gestellt
Guatemala, 14. Aug. Sowohl die

Regierung Portillo wie auch die interna-
tionalen Entwicklungsorganisationen,
nennen immer wieder die Dezentralisie-
rung der öffentlichen Administration als
eine ihrer Prioriäten. Weiter betonen sie
die Wichtigkeit der  Stärkung und Auto-
nomie der einzelnen Gemeinden und die
Zusammenarbeit der einzelnen Bürger-
meisterInnen untereinander, um gemein-
sam ihre lokalen Interessen gegenüber
der Regierung zu vertreten.

Doch der Weg zur Dezentralisie-
rung scheint versperrt zu sein durch die
institutionellen Willkürlichkeiten ver-
gangener Regierungen und durch den
Widerstand einiger VertreterInnen der
heutigen Regierung, die nicht bereit
sind, ihre Macht zu Gunsten der lokalen
AkteurInnen einzuschränken. Kritische
Menschen sind sich einig, dass ohne
grundsätzliche Veränderungen in diesen
Institutionen und in der offiziellen Posi-
tion der Regierung, die Dezentralisierung
und die Stärkung der lokalen Kräfte nie
verwirklicht werden können.

Eine zentrale Rolle in diesem Pro-
zess spielt das Institut für Gemeinde-
förderung (INFOM). Sein Budget wur-
de im Jahr 2001 um 48% erhöht,  ein Zei-
chen dafür, dass auch der Regierung et-
was am Thema Dezentralisierung liegt
oder, dass sie dem internationalen Druck
nachgegeben hat.

Gleichzeitig wird aber das INFOM
von ehemaligen Angestellten, der Pres-
se und den BürgermeisterInnen als inef-
fizient und parteilich zu Ungunsten der
indigenen Gemeinden kritisiert.

Ausserdem hat der staatliche Rech-
nungsprüfungshof in seiner kürzlich
veröffentlichten Untersuchung über die
Korruption in den staatlichen Ministeri-
en belegt, dass das INFOM im Jahr 2000
für Ausgaben von rund 57 Millionen
Quetzales keine Belege vorgelegt hatte.
Als Antwort darauf veröffentlichte das
INFOM ein Inserat in allen wichtigen Ta-
geszeitungen, in dem es erklärte, es
handle sich dabei um "nicht signifikan-
te Beträge", die wohl ins Budget 2001
übernommen worden seien.

Das Misstrauen gegenüber dem
INFOM wird von BürgermeisterInnen im
Landesinnern geteilt, welche die Ar-
beitsweise des Instituts grundsätzlich in
Frage stellen. Laut Rigoberto Quemé
Chay, Bürgermeister von Quetzaltenan-
go, haben die seit fünf Jahren laufenden
Ausbildungsprogramme des INFOM
bisher keine Erfolge gezeigt. So stünden
in vielen Gemeindehäusern Computer
herum, aber niemand wisse sie zu bedie-
nen. Oder die Leute seien zwar geschult
worden im Umgang mit Internet, aber in

der ganzen Gemeinde gäbe es keinen Te-
lefonanschluss, kritisierte Quemé Chay.

Verschiedene internationale Orga-
nisationen berichten von schlechten
Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit
INFOM. Einige haben gar ihre finanziel-
le Unterstützung eingestellt.

Die administrativen Posten inner-
halb des INFOM wurden im Verlauf der
letzten Jahre mehrmals neu besetzt. Seit
dem 23. März dieses Jahres ist die Ge-
schäftsleitung nicht besetzt, die Funkti-
on wird vom Vizechef ausgeführt, der
aber in den letzten 13 Monaten auch drei
Mal ausgewechselt wurde.

Laut Jorge Roberto Alfaro, der wäh-
rend vier Jahren (1996 - 2000) als Ge-
schäftsleiter des INFOM fungierte, liegt
das Problem darin, dass die Regierungs-
partei die Leitung des Institutes dem Par-
teinachwuchs anvertraut, "Leuten, ohne
Erfahrung in öffentlicher Administrati-
on, ohne Wissen über die Realität in den
Gemeinden".

Anfang Juni dieses Jahres veröf-
fentlichte die Zeitung Siglo XXI eine
Untersuchung über das INFOM, aus der
hervorgeht, dass verschiedene hohe
Funktionäre der Institution unter dem
umstrittenen "Paragraphen 29" einge-
stellt wurden. Dieser Paragraph 29 er-
möglicht es den Ministerien und Insti-
tutionen, Leute einzustellen oder Man-
date zu vergeben, die nicht über die offi-
ziellen Personalkosten abgerechnet wer-
den müssen. In der Untersuchung wur-
de unter anderem  Douglas Mauricio Ur-
rutia Jérez erwähnt, der bei INFOM ei-
nen Monatslohn von 17'500 Quetzales
bezieht. Urrutia ist stellvertretender Ge-
schäftsführer eines Transportunterneh-
mens, dessen Geschäftsführer der Vize-
präsident des Landes, Francisco Reyes
López, ist. Ebenso beziehen zwei Brüder
von Kongresspräsident Efraín Ríos
Montt ihr Gehalt beim INFOM.

Ein weiterer Kritikpunkt ist die Ein-
mischung des INFOM in die internen
Machtkämpfe der Nationalen Vereini-
gung der BürgermeisterInnen (ANAM).
Während den letzten Monaten finanzier-
te das INFOM Treffen, bei denen es dar-
um ging, eine Gegenbewegung zum ak-
tuellen Vorstand der ANAM aufzubau-
en. Der Grund des Interesses von IN-
FOM an der ANAM liegt darin, dass sich
verschiedene internationale Entwick-
lungsorganisationen vom INFOM ab-
und der ANAM zugewandt haben, um
zukünftig deren Projekte zu finanzieren.

Eine Untersuchung der Jahresrech-
nung 2000 ergibt, dass diejenigen De-
partements mit dem höchsten Indígena-
Bevölkerungsanteil am wenigsten von
den Geldern des INFOM begünstigt

werden: Im Jahr 2000 vergab das INFOM
insgesamt 767 Kredite an 214 Gemein-
den für ein Total von 178 Millionen Quet-
zales (ca. 23 Mio. US-$). Davon haben
die sieben Departements, in denen mehr
als 60% der Bevölkerung Indígenas
sind, rund 34 Millionen Quetzales be-
kommen. Pro EinwohnerIn sind das rund
10 Q. Im Gegensatz dazu haben die sie-
ben Departements mit einem Indígena-
Bevölkerungsanteil von weniger als 27%
etwa 75 Millionen Q bekommen, auf die
Bevölkerung bezogen ist das rund drei
Mal mehr.

Gemäss den Statuten des INFOM,
die aus dem Jahre 1957 datieren, beset-
zen VertreterInnen der zentralen Regie-
rung die Mehrheit innerhalb des Vorstan-
des, was einer zentralistischen Tendenz
entspricht und der Idee der Dezentrali-
sierung zuwiderläuft. Von den drei Di-
rektorInnen wird eine(r) vom Präsiden-
ten bestimmt, eine(r) von der staatlichen
Finanzkommission und eine(r) von der
ANAM. Dazu kommt, dass die aktuelle
Krise innerhalb der ANAM zur Folge hat,
dass deren Vertreter im INFOM, Matias
Ajvix, keine repräsentative Rolle einneh-
men kann.

Die Entscheidung einiger interna-
tionaler Entwicklungsorganisationen,
nicht weiter mit dem INFOM zusammen-
zuarbeiten, spiegelt die interne Situati-
on der Institution wider. Traditioneller-
weise haben die stärksten Geberländer
(Japan, Deutschland, die Vereinigten
Staaten und der spanische Staat) einen
Grossteil ihrer Gelder über das INFOM
kanalisiert.

ExpertInnen in Sachen Kooperati-
on schlagen vor, dass Institutionen,
über die viel internationale Gelder lau-
fen, besser geprüft werden sollten be-
züglich ihrer Integration in den Prozess
der Staatsreform, ihrer Modernisierung
und ihrer Transparenz.


